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Vernehmlassung zur  Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Anpassung 
der Franchise)

Sehr geehrte Frau Bundesrätin,
sehr geehrte Damen und Herren 

1. Ausgangslage

Mit  der  vorliegenden  Revision  des  Bundesgesetzes  über  die  Krankenversicherung  (KVG)  soll  die 
Mindestfranchise in der obligatorischen Krankenpflegeversicherung von CHF 300 auf CHF 400 erhöht und 
künftig  regelmässig  an  die  Entwicklung  der  Gesundheitskosten  angepasst  werden.  Bundesrat  und 
Parlament  verfolgen  damit  das  Ziel,  die  Eigenverantwortung  der  Versicherten  zu  stärken  und  das  
Kostenwachstum im Gesundheitswesen einzudämmen.

Die EVP anerkennt den Handlungsbedarf angesichts steigender Gesundheitskosten und der zunehmenden 
Belastung der  Haushalte  durch Krankenkassenprämien.  Gleichzeitig  muss  aus  ihrer  Sicht  gewährleistet 
bleiben,  dass  Reformen  sozial  ausgewogen  ausgestaltet  werden  und  der  solidarische  Charakter  der 
Grundversicherung erhalten bleibt.

2. Stellungnahme der EVP: Ablehnung der vorgeschlagenen Erhöhung der Mindestfranchise

Die EVP lehnt  die  vorgeschlagene Erhöhung der  Mindestfranchise ab.  Eine Erhöhung um einen Drittel 
belastet  insbesondere  Personen  mit  tiefem  Einkommen,  ältere  Menschen  sowie  chronisch  kranke 
Personen, die regelmässig medizinische Leistungen benötigen und ihre Franchise faktisch nicht frei wählen 
können. Bereits heute bezahlen Versicherte mit niedriger Franchise deutlich höhere Prämien als Personen 
mit  hoher  Franchise  und  tragen  die  steigenden  Gesundheitskosten  seit  Jahren  über  stark  steigende 
Krankenkassenprämien mit.
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Aus  Sicht  der  EVP  verlagert  die  Vorlage  einen  Teil  der  Gesundheitskosten  von  der  obligatorischen 
Krankenpflegeversicherung  auf  jene  Versicherten,  die  tatsächlich  medizinische  Leistungen  benötigen. 
Während  gesunde  Versicherte  von  einer  leichten  Prämiendämpfung  profitieren  würden,  werden 
insbesondere  chronisch  kranke,  ältere  und  einkommensschwache  Personen  zusätzlich  belastet.  Die 
erwartete Entlastung bei den Krankenkassenprämien fällt demgegenüber vergleichsweise gering aus. Wenn 
hingegen  notwendige  Arztbesuche  oder  Behandlungen  aus  finanziellen  Gründen  hinausgezögert  oder 
vermieden werden,  würde dies nicht  nur die gesundheitliche Situation der Betroffenen verschlechtern, 
sondern könnte langfristig sogar höhere Gesundheitskosten verursachen.

3. Anpassung an die Teuerung nur unter klaren Bedingungen

Die EVP kann nachvollziehen, dass die ordentliche Franchise nach über 20 Jahren ohne Anpassung moderat 
an  die  allgemeine  Kosten-  und  Teuerungsentwicklung  angepasst  werden  soll.  Voraussetzung  dafür  ist 
jedoch, dass solche Anpassungen klar begrenzt, transparent ausgestaltet und sozial verträglich umgesetzt 
werden.  Der  vorgesehene  automatische  Anpassungsmechanismus  darf  nicht  zu  einer  schrittweisen 
Aushöhlung der Solidarität in der Grundversicherung führen.

4. Nachhaltige Kostendämpfung durch Strukturreformen

Die EVP ist überzeugt, dass die Hauptursachen des Kostenwachstums insbesondere in der demografischen 
Entwicklung, dem medizinischen Fortschritt sowie in strukturellen Fehlanreizen des Gesundheitssystems 
liegen.  Nachhaltige Reformen sollten deshalb prioritär bei diesen systemischen Fehlanreizen sowie bei der 
Effizienz  und  Koordination  der  Versorgung  ansetzen,  statt  primär  über  höhere  finanzielle  Hürden  für  
Patientinnen und Patienten zu wirken. Eine Erhöhung der Franchise mag den Kostendruck kurzfristig etwas  
verschieben, löst aber die strukturellen Probleme des Systems nicht. Ohne weitergehende Reformen ist  
deshalb  davon auszugehen,  dass  die  Gesundheitskosten und Krankenkassenprämien weiterhin  steigen 
werden.

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme und stehen für Fragen gerne zur Verfü -
gung. 

Lilian Studer Alex Würzer
Präsidentin EVP Schweiz Generalsekretär EVP Schweiz
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